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Einziger Punkt der Tagesordnung

Gesetzentwurf der Abgeordneten Johannes Vogel
(Olpe), Michael Theurer, Carl-Julius Cronenberg,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP

Entwurf eines Gesetzes zur dynamischen
Beitragsentlastung in der
Arbeitslosenversicherung

BT-Drucksache 19/10615

Vorsitzender Straubinger: Meine Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen, ich begriifie Sie herz-
lich zu der heutigen 6ffentlichen Anhérung im Aus-
schuss fiir Arbeit und Soziales.

Gegenstand dieser 6ffentlichen Anhorung ist folgende
Vorlage: Gesetzentwurf der Abgeordneten Johannes Vo-
gel (Olpe), Michael Theurer, Carl-Julius Cronenberg,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP ,,Ent-
wurf eines Gesetzes zur dynamischen Beitragsentlas-
tung in der Arbeitslosenversicherung“ auf Drucksache
19/10615.

Die von den Verbédnden, Institutionen und Einzelsach-
verstdndigen abgegebenen Stellungnahmen liegen Thnen
auf Ausschussdrucksache 19(11)425 vor.

Von Ihnen, den hier anwesenden Vertreterinnen und
Vertreter der Verbidnde, Institutionen und von den Ein-
zelsachverstdndigen mochten wir horen, wie Sie die
Vorlagen fachlich beurteilen.

Zum Ablauf der heutigen Anhé6rung darf ich folgende
Erlduterungen geben: Die uns zur Verfiigung stehende
Beratungszeit von 90 Minuten wird nach dem iiblichen
Schliissel entsprechend ihrer jeweiligen Stdrke auf die
Fraktionen aufgeteilt. Dabei wechseln die Fragestellerin-
nen und Fragesteller nach jeder Frage - d. h. also: eine
Frage, eine Antwort. Um die knappe Zeit moglichst ef-
fektiv zu nutzen, sollten moglichst prazise Fragen ge-
stellt werden, die konkrete Antworten zulassen. Wegen
der Kiirze der zur Verfiigung stehenden Zeit sind Ein-
gangsstatements der Sachverstdndigen nicht vorgese-
hen. Hierzu dienen im Ubrigen die vorgelegten schriftli-
chen Stellungnahmen.

SchlieBlich noch der Hinweis, dass es heute am Ende
der Befragungsrunde eine so genannte ,,freie Runde*
von 10 Minuten geben wird - hier kénnen die Fragen
aus allen Fraktionen kommen.

Ich begriiBe nun die Sachverstdndigen und rufe sie da-
fiir einzeln auf: Vom Deutschen Gewerkschaftsbund
Herrn Johannes Jakob, vom Institut fiir Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung Herrn Prof. Dr. Enzo Weber, von
der Bundesagentur fiir Arbeit Herrn Dr. Klaus Schu-
berth, von der Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbdande Herrn Dr. Jupp Zenzen, vom Zentral-
verband des Deutschen Handwerks e.V. Frau Dr.
Marlene Schubert, vom Deutschen Paritdtischen Wohl-
fahrtsverband - Gesamtverband e.V. Frau Tina Hofmann
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und als Einzelsachverstdndige heiBe ich sehr herzlich
willkommen Frau Prof. Dr. Aysel Yollu-Tok sowie
Herrn Dr. Alfred Boss sowie Herrn Prof. Dr. Gerhard
Bosch.

Wir beginnen jetzt mit der Befragung der Sachverstdandi-
gen. Dazu bitte ich, dass gleich zu Beginn die entspre-
chende Institution bzw. der oder die Sachverstdandige
genannt wird, an die oder den die Frage gerichtet ist.
Ich bitte nun die Mitglieder der CDU/CSU-Fraktion, ihre
Fragen in den 28 Minuten, die sie zur Verfiigung haben,
zu stellen. Ich rufe auf Herrn Professor Dr. Matthias
Zimmer.

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Herzlichen
Dank, Herr Vorsitzender, es ist ein ungewohnter Ort, an
dem wir heute sind, und das Kreuz verpflichtet natiir-
lich zu besonderer Wahrhaftigkeit, aber das ist bei An-
hérungen sowieso immer der Fall. Meine erste Frage
geht an die Bundesagentur fiir Arbeit. Welche finanziel-
len Auswirkungen hat es, wenn der Beitragssatz zur Ar-
beitsforderung auf 2,2 % gesenkt wird?

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Eine Beitragssatzsenkung um 0,1 Prozentpunkte
wiirde 1,2 Mrd. weniger Einnahmen bedeuten, d. h.
wenn wir auf 2,2 % gehen, dann hétten wir 3,6 Mrd.
weniger Einnahmen. Wir haben voraussichtlich am
Ende dieses Jahres einen Uberschuss von 2 Mrd. Euro.
Hétten wir einen Beitragssatz von 2,2 %, wéiren wir
Ende dieses Jahres im Defizit und das vor dem Hinter-
grund einer insgesamt doch noch relativ guten Arbeits-
marktlage.

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Das beant-
wortet schon beinahe meine zweite Frage. Der Haushalt
wére dann nicht ausgeglichen, und was wéren dann die
Konsequenzen fiir die Bundesagentur fiir Arbeit?

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Die Konsequenz wire, dass wir zum Ende dieses
Jahres 1,6 Mrd. Euro aus der Riicklage entnehmen miiss-
ten. Die Riicklage war am Ende des vergangenen Jahres
bei 23,5 Mrd. Euro, sie wiirde sich also dementspre-
chend reduzieren.

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Jetzt geht
es an die Bundesvereinigung Deutscher Arbeitgeberver-
bande. Die bisherigen Modelle zur Konjunkturforschung
haben sich in der Vergangenheit als wenig brauchbar er-
wiesen, weil sie nicht der wirtschaftlichen Realitét ent-
sprachen. Wie beurteilen Sie das haufig benutzte Kon-
junkturzyklusmodell mit seinen harmonischen Auf-
und Abschwungphasen, verglichen mit den wirtschaftli-
chen Entwicklungen in der Krise 2008 bis 2010 und den
kommenden Herausforderungen? Taugt aus Ihrer Sicht
ein solches Modell iiberhaupt zur Rechtfertigung einer
schematischen Beitragssenkung bei Uberschreitung ei-
nes Hochstwertes in der Riicklage?

Sachverstindiger Dr. Zenzen (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbiande): Die Arbeitslosenversi-
cherung reagiert eben sehr stark auf konjunkturelle An-
derungen und besonders auf konjunkturelle Ausnahme-
situationen, d. h. dass dieses gidngige Modell in dem
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Sinne eigentlich eher schlecht geeignet ist, um die Aus-
gabensituation dann fiir diese Ausnahmesituation auch
darzustellen. Das kann man sich auch sehr leicht klar
machen, wenn man sich die letzte Krise ansieht. Dort ist
innerhalb von sechs Monaten allein die Zahl der Kurz-
arbeiter von 40.000 auf iiber 1 Mio. angestiegen. Ent-
sprechend sind die Ausgaben exorbitant angewachsen.
Vor diesem Hintergrund muss man sagen, dass so ein
Standardmodell jetzt nicht geeignet ist, solche Situatio-
nen zu berticksichtigen.

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Wiederum
an die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbdande, bei der ich mich zunédchst mal herzlich dafiir
bedanke, dass sie meine gidngigen Vorurteile {iber die
Leistungsfdhigkeit der Prognostik der Volkswirtschafts-
lehre bestétigt hat. Warum schwanken die Einnahmen
und Ausgaben der Bundesagentur fiir Arbeit in einer
Wirtschaftskrise besonders? Welche konjunkturellen Ef-
fekte haben diese Schwankungen und welche Schluss-
folgerungen kénnen daraus gezogen werden?

Sachverstindiger Dr. Zenzen (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbdnde): Die Arbeitslosenversi-
cherung hédngt von zwei Seiten von der Konjunktur ab.
Sowohl auf Einnahmenseite haben sie bei einer schlech-
ten Konjunktur geringere Beitragseinnahmen auf Grund
moglicherweise geringerer Beschiaftigung. Umgekehrt
bei guter konjunktureller Situation haben sie entspre-
chend hohere Einnahmen. Auf der anderen Seite ist
auch die Ausgabensituation sehr stark abhéngig von der
Konjunktur. In guten Zeiten haben sie weniger Ausga-
ben, in schlechten haben sie mehr Ausgaben iiber aktive
Arbeitsmarktpolitik oder Kurzarbeit. D. h. letztlich, dass
die Arbeitslosenversicherung ein hervorragender auto-
matischer Stabilisator ist, d.h. in den guten Zeiten saugt
sie sich voll mit Einnahmen, in schlechten Zeiten gibt
sie das dann ab zur Stabilisierung der Einkommen. Was
aber dann auch bedeutet - als Schlussfolgerung -, dass
in konjunkturell guten oder Normalzeiten letztlich auch
Riicklagen gebildet werden miissen, um sie dann nutzen
zu kénnen, wenn sie in eine Rezession oder in eine
schwere Krise reinrutschen.

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Erneute
Frage an die BDA, die kntipft dann gleich dort an. Wir
sind nicht in einer Rezession, aber wir haben bereits
erste Anzeichen dafiir, dass wir in schwieriges Fahrwas-
ser kommen koénnten, Stichwort Strukturwandel, Digita-
lisierung, Fachkréftesicherung, Brexit, Handelskrieg. Es
gibt heute schon Forderungen, den Bezug von Kurzar-
beitergeld zu erleichtern, vor allen Dingen durch eine
Rechtsverordnung, die der Gesetzgeber der Bundesregie-
rung in die Hand geben soll. Wie wére denn eine solche
Forderung vereinbar mit der Forderung, die wir jetzt
hier diskutieren, den Beitragssatz zu reduzieren?

Sachverstindiger Dr. Zenzen (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbdande): Im Moment sind wir
noch in einer stabilen Situation, allerdings haben Sie
schon angesprochen, dass jede Menge Eintrilbungen
und Risiken bestehen. Vor dem Hintergrund fordern u.a.
auch wir die Schaffung einer Verordnungserméachtigung
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zur Erleichterung des Zugangs zum konjunkturellen
Kurzarbeitergeld. Was eben bedeutet, dass wir auch das
Risiko sehen, dass wir im nédchsten Jahr doch in eine
starke Rezession reinrutschen kénnten, ohne jetzt tat-
sdchlich genau zu wissen, wie die Zukunft aussehen
mag. D. h. es bestehen jetzt doch deutlich hohere Risi-
ken, dass es Mehrausgaben geben wird in der Arbeitslo-
senversicherung, u.a. fiir konjunkturelles Kurzarbeiter-
geld. Und vor diesem Hintergrund ist es zum gegenwar-
tigen Zeitpunkt nicht ratsam, den Beitragssatz um einen
Betrag zu senken, der ein deutliches Abschmelzen der
Riicklage zum gegenwirtigen Zeitpunkt zur Folge hitte.

Abgeordneter Weiler (CDU/CSU): Ich hitte eine Frage
an die Bundesagentur fiir Arbeit. Wie hoch ist die Riick-
lage im Haushalt der Bundesagentur derzeit und wie
wird sie sich voraussichtlich in den nachsten fiinf Jah-
ren entwickeln? Wie koénnte sich eine Senkung des Bei-
tragssatzes auf die allgemeine Riicklage im Haushalt der
Bundesagentur auswirken?

Vorsitzender Straubinger: Dankeschon, Herr Abgeord-
neter Weiler, in der Zwischenzeit darf ich die Frau
Staatssekretdrin Anette Kramme begriifen. Herzliches
GriiB} Gott.

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Die Riicklage der Bundesagentur fiir Arbeit war
Ende 2018 bei 23,5 Milliarden Euro. Wir gehen davon
aus, dass sie Ende d. J. bei 25,5 Milliarden Euro liegen
wird, also 2 Milliarden hoher. Bei den gegebenen Ver-
héltnissen und bei dem gegenwirtigen Beitragssatz wird
sie in den nédchsten Jahren weiter steigen. Wenn wir ei-
nen Beitragssatz von 2,2 Prozent ab kommendem Jahr
unterstellen und die Eckwerte der Bundesregierung vom
April d. J. zugrundelegen, wiirde sie dem gegeniiber
aber bis zum Jahr 2023 voraussichtlich um 10 Milliar-
den Euro auf 15,5 Milliarden Euro sinken.

Abgeordneter Weiler (CDU/CSU): Dann hiétte ich noch
zwei Fragen an die Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbidnde und den Zentralverband des Deut-
schen Handwerks e.V. Die Vergangenheit hat uns ge-
lehrt, dass die Intensitdt und Haufigkeit von Wirt-
schaftskrisen nur schwer vorhergesagt werden kann,
wie wir alle wissen. Inwieweit kann aus Ihrer Sicht da-
von ausgegangen werden, dass eine Riicklage von

0,65 % des Bruttoinlandsprodukts die Ausgaben der
Bundesagentur fiir Arbeit auch in einem Krisenfall de-
cken kann?

Sachverstindiger Dr. Zenzen (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbande): Mit Blick in die Ver-
gangenheit hat sich eben gezeigt, dass dieser Wert von
0,65 % angemessen war, allerdings ist es ein Trug-
schluss zu glauben, dass wir einfach nur in die Vergan-
genheit schauen miissen und sich das immer wieder so
weiterfithren wird. Mit Sicherheit sagen, dass eine
Riicklage von 0,65 %-Punkte immer ausreichen wird,
kénnen wir nicht, es kénnte sein, dass die Zukunft
mehr erfordert, konnte aber auch sein, dass sie weniger
erfordert. Leider haben wir auch keine Kristallkugel.
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Sachverstandige Dr. Schubert (Zentralverband des
Deutschen Handwerks e.V.): Das gilt natiirlich auch
weiterhin, dass Wirtschaftskrisen an sich und vor allem
in ihrer Intensitdt und Wirkung auf die Unternehmen
und die Beschiftigung nicht vorhersehbar sind. Aber
selbst wenn das Ausmal nicht vorhersehbar ist, bedeu-
tet das nicht, dass wir die Riicklage so groB wie nur
moglich halten sollten, um fiir jede Krise gewappnet zu
sein. Auch in der Krise 2008 bis 2010 musste die BA im
dritten Jahr ein Darlehen aus Bundesmitteln in An-
spruch nehmen, auch weil der Beitragssatz als Instru-
ment der aktiven konjunkturpolitischen Stabilisierung
von damals 3,3 auf 2,8 % abgesenkt wurde. Daher sollte
aus Sicht des Handwerks die Riicklage der BA eher ein
mittleres MaB annehmen, und es sollten auch andere
Faktoren beriicksichtigt werden, wie z. B. die Kosten
der Anlage dieser sehr hohen Geldbetrdge in Zeiten von
Negativzinsen.

Abgeordneter Weiler (CDU/CSU): Vielen Dank, mal se-
hen, ob wir irgendwo in Berlin eine Kristallkugel fin-
den, dann werden wir ein bisschen Geld dazulegen. In
der letzten grofien Wirtschaftskrise in den Jahren 2008
bis 2010 hat die Arbeit der Bundesagentur fiir Arbeit
dazu beigetragen, dass ein drastischer Anstieg der Ar-
beitslosigkeit in Deutschland eben verhindert werden
konnte. Wieviele Unternehmen und Beschiftige waren
Thres Wissens nach damals davon betroffen? Die Frage
richtet sich wieder an die BA und BDA.

Sachverstindiger Dr. Zenzen (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbdnde): Zu Hochzeiten der
Krise waren in einem Monat tiber 1,4 Millionen Men-
schen in konjunktureller Kurzarbeit und haben in bis zu
60.000 Betrieben Kurzarbeitergeld bezogen. Wieviele
das im gesamten Zeitraum der Krise dann tatsdchlich
auch in der Summe waren, dariiber kdnnen wir leider
keine Aussage machen.

Sachverstindige Dr. Schubert (Zentralverband des
Deutschen Handwerks e.V.): Leider wissen wir nicht,
wieviele Unternehmen und Beschiftigte im Handwerk
von der Wirtschaftskrise unmittelbar betroffen waren.
Wir wissen aber, dass aus strukturellen Griinden zum
Beispiel die Zuliefererbetriebe aus dem Handwerk fiir
die Automobilindustrie stdrker betroffen waren, andere
Gewerke wie Friseurhandwerk, Bickereien eher weniger
- aus nachvollziehbaren Griinden. Wir gehen nicht da-
von aus, dass die Wirtschaftskrise in groferem Umfang
Arbeitspldtze im Handwerk vernichtet hat. Auch hier
hat das Instrument der Kurzarbeit gewirkt, wobei wir
wissen, dass konjunkturelle Kurzarbeit im Handwerk e-
her selten eingesetzt wird, aber in diesen Zeiten der Kri-
sen ist es auch im Handwerk angewendet worden.

Abgeordneter Weiler (CDU/CSU): Welche Rolle spielen
die Einnahmen und Ausgaben der Bundesagentur in ei-
ner Wirtschaftskrise fiir Unternehmen und die Beschéaf-
tigten? .Das wére wieder eine Frage an beide.

Sachverstindiger Dr. Zenzen (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbidnde): Sie spielen eine sehr
wichtige Rolle, insbesondere in Zeiten der Krise kdnnen
Sie iiber die Instrumente Kurzarbeitergeld sowohl die
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Betriebe deutlich entlasten, die einen befristeten Ar-
beitsausfall haben, als auch gleichzeitig die Einkommen
stabilisieren bei den betroffenen Beschaftigten. Dadurch
konnen sie deutlich dazu beitragen, Arbeitslosigkeit zu
vermeiden. Das ist letztlich auch einer der wesentlichen
Griinde gewesen, warum wir in der vergangenen Krise
vergleichsweise wenige Anstiege der Arbeitslosigkeit zu
verzeichnen hatten und die Beschéftigung gehalten wer-
den konnte bzw. dann gegen Ende der Krise wieder
deutlich aufgebaut werden konnte. So gesehen ist es
sehr wichtig, hier die Arbeitslosenversicherung hand-
lungsfihig zu halten fiir ernste Krisenzeiten.

Sachverstindige Dr. Schubert (Zentralverband des
Deutschen Handwerks e.V.): Ich wiirde das gerne ergéin-
zen. Die Bundesagentur fiir Arbeit hat eine kojunktur-
stabilisierende Wirkung in zweifacher Hinsicht. Einmal
wirkt sie aktiv stabilisierend iiber den Beitragssatz. Das
ist in der letzten Krise auch eingesetzt worden, da
wurde der Beitragssatz von 3,3 auf 2,8 % gesenkt, ob-
wohl die Riicklage zeitgleich abgebaut wurde. Das war
fiir das personalintensive Handwerk sogar vielleicht das
wichtigere Instrument in der Krise, da die Sozialversi-
cherungsbeitridge eine grofe Rolle spielen. Das zweite
Instrument ist die passive konjunkturstabilisierende
Wirkung, die vor allem {iber die erleichterte und groB-
ziigigere Zahlung von Kurzarbeitergeld erfolgt, und de-
ren Wirkung - das wissen wir alle - war in der letzten
Krise sehr sehr groB. Viele Branchen und insbesondere
GroBunternehmen haben das umfassend in Anspruch
genommen.

Abgeordneter Weiler (CDU/CSU): Es ist erstmal erfreu-
lich, dass das so gelaufen ist und auch fiir die politische
Entscheidung in der Zukunft wichtig. Jetzt habe ich
noch zwei Fragen an die Bundesagentur fiir Arbeit. Wie
hoch waren in der letzten groBen Wirtschaftskrise 2008
bis 2010 die Kosten insgesamt und welche Rolle spielt
die Riicklage im Haushalt der Bundesagentur fiir Arbeit?
Und dann die Frage: Was passiert, wenn eben diese
Riicklage aufgebraucht ist?

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Die Gesamtkosten fiir die Bewiltigung der Krise
zwischen 2008 und 2010 lag bei 23 Milliarden Euro, in
aller erster Linie fiir Kurzarbeitergeld, aber auch fiir ge-
stiegene Ausgaben beim Arbeitslosengeld I. Wir hatten
vor Beginn der Weltwirtschaftskrise eine Riicklage von
18 Milliarde Euro, die vollkommen aufgebraucht wurde,
und wir haben ausnahmsweise einen einmaligen Bun-
deszuschuss von 5 Milliarden Euro erhalten. Seit den
Hartz-Reformen ist es so, dass die Bundesregierung die
Defizite der Bundesagentur fiir Arbeiten nicht mehr aus-
gleicht, sondern wir miissen in guten Zeiten eine Riick-
lage aufbauen, die wir dann im konjunkturellen Ab-
schwung einsetzen kénnen. Wenn die Riicklage aufge-
braucht wire, miissten wir ein zinsloses Darlehen beim
Bund ziehen, das dann in der Aufschwungphase wieder
getilgt werden miisste. Deshalb ist es besonders wichtig,
in guten Zeiten eine entsprechende Riicklage zu haben,
die - glaube ich — bei einvernehmlicher Auffassung bei
0,65 % des Bruttoinlandsproduktes liegen sollte.
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Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Meine
nichste Frage geht an die Bundesagentur fiir Arbeit, die
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbdande
und den Zentralverband des Handwerks. Wie schitzen
Sie denn die konjunkturellen Effekte der dynamischen
Beitragsentlastung ein, wie sie im Gesetzentwurf vorge-
sehen sind?

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Ich denke, dass eine dynamische Ausgestaltung
der Beitragssatzsetzung durchaus einen Sinn macht.
Man baut einen Automatismus, da miisste denn aber
nicht nur eine Regelung enthalten sein, was man im
Hinblick auf eine Beitragssatzsenkung macht und wann
man dies macht, sondern wie man auch eine Beitrags-
satzerh6hung realisiert. Dariiber habe ich im Gesetzent-
wurf der FDP nichts gelesen. Der Automatismus, wenn
er sinnvoll nahelegt ist, wenn er auch nicht antizyklisch
wirkt, wére er durchaus sinnvoll. Aber die Frage ist:
Was machen Sie in der Aufschwungphase bzw. Ab-
schwungphase mit einer notwendigen Beitragssatzerho-
hung?

Sachverstindiger Dr. Zenzen (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbdnde): Dahingehend geht
auch unsere Bewertung. Der Gesetzentwurf sieht letzt-
endlich nur einen Mechanismus vor, zu welchem Zeit-
punkt der Beitragssatz gesenkt werden soll. Das bedeu-
tet aber gleichzeitig, dass sie im Umkehrschluss letzt-
lich keinen Mechanismus haben, um eine notwendige
Riicklage im Endeffekt wieder aufzubauen. So gesehen,
ist die konjunkturelle Wirkung entsprechend nicht vor-
handen, wenn sie keine Riicklage haben. Deswegen eig-
net sich dieser Vorschlag in der Form noch nicht dazu,
einen wesentlichen Beitrag zur Stabilisierung dann
langfristig zu leisten.

Sachverstindige Dr. Schubert (Zentralverband des
Deutschen Handwerks e.V.): Ich mochte mich meinen
Vorrednern anschliefen in der Bewertung und mochte
das nur kurz ergdnzen um den Hinweis, dass gerade fiir
personalintensive Bereiche natiirlich der Beitragssatz
eine hohe Wirkung hat. Der konjunkturelle Effekt der
Beitragssatzsenkung fiir diese Branchen ist sehr wichtig.
Ich mochte noch darauf hinweisen, dass es noch einen
weiteren positiven Effekt aus unserer Sicht geben
konnte, wenn man eine dynamische Beitragsentlastung
einfiihrt, die aber auch wieder einen Anstieg der Riick-
lage vorsieht, wenn diese zu niedrig ist. Namlich, dass
ein dynamischer Beitragssatz auch eine gewisse Ausga-
bendisziplin bewirkt.

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Darf ich
bitte an die drei nochmal nachhaken und einfach um
Bestdtigung bitten, dass, wenn man einen Automatis-
mus der Senkung hat, es dann wahrscheinlich sinnvoll
wire, auch einen Automatismus zu haben, um im Be-
darfsfall die Beitragssdtze wieder zu erh6hen. Oder gibt
es dort auch andere Alternativen?

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Wenn man einen Automatismus einfiihrt, dann in
beide Richtungen — sowohl fiir die Beitragssatzsenkung,
als auch fiir die Beitragssatzerh6hung.
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Sachverstindiger Dr. Zenzen (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbdnde): Sollte man einen Au-
tomatismus einfithren? Ja, natiirlich und in beide Rich-
tungen.

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Sonst wire wahrscheinlich das Ergebnis, wenn
man das konsequent weiterdenkt und wir in eine gro-
Bere Krise geraten, dass wir irgendwann eine Riicklage
von Null hédtten und die nie wieder aufbauen kénnen,
weil das im Gesetzentwurf nicht vorgesehen ist.

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Danke-
schon. Nochmals an Bundesagentur fiir Arbeit, Bundes-
vereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbdande und
Zentralverband des Deutschen Handwerks: Wie beurtei-
len Sie den Vorschlag im Gesetzentwurf, die Riicklage
auch in einer Wirtschaftskrise bei 0,65 Prozent zu belas-
sen?

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Wenn Sie in eine Wirtschaftskrise kommen und
die Riicklagenhohe bei 0,65 Prozent, also quasi aufge-
fullt ist, dann miissen Sie sie quasi nutzen. Dann haben
Sie zwangsldufig Abfliisse aus der Riicklage, und dann
konnten Sie nicht den Beitragssatz in dieser Situation
verdndern.

Sachverstindiger Dr. Zenzen (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbdnde): Wir hatten in der letz-
ten Krise den Beitragssatz nochmals gesenkt von 3,3
Prozent auf 2,8 Prozent. Das heifit, wir haben aktiv anti-
zyklisch hier eine Entlastung im Beitragssatz durchge-
fihrt und das wére in diesem Sinne dann nicht verein-
bar mit dem Beibehalten einer Riicklage von 0,65 Pro-
zent in einer Krise. Ein Mechanismus beinhaltet keine
Moglichkeit der diskretiondren Entscheidung und der
antizyklischen Konjunkturpolitik tiber eine Beitragssatz-
setzung.

Sachverstindige Dr. Schubert (Zentralverband des
Deutschen Handwerks e.V.): Die Riicklage ist natiirlich
dazu da, dass sie in Wirtschaftskrisen auch verwendet
und entsprechend abgeschmolzen wird. Da schliefle ich
mich meinen Vorrednern an.

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Eine Frage
an die Bundesagentur fiir Arbeit, sie betrifft die Admi-
nistrierung und den Biirokratieaufwand der vorgeschla-
genen dynamischen Beitragsentlastung. Welche Auswir-
kung hat es auf die Haushaltsaufstellungsverfahren in
der Bundesagentur fiir Arbeit?

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Auf das Haushaltsaufstellungsverfahren innerhalb
der Bundesagentur fiir Arbeit - wiirde ich sagen - sind
keine Auswirkungen da. Sie haben natiirlich Umstellun-
gen, denn die Krankenkassen sind die Stellen, die die
Beitrdge einziehen fiir alle Sozialversicherungstréger,
also auch fiir die Bundesagentur fiir Arbeit. Und sie
miissen dann natiirlich eine entsprechende jahrliche
beispielsweise Beitragssatzsenkung einpreisen, d. h. es
muss in die Computersysteme der Krankenkassen einge-
pflegt werden, damit die Arbeitgeber entsprechende
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Beitrédge fiir sich und ihre Arbeitnehmer abfiihren. Da
wiirde ich den administrativen Aufwand sehen.

Abgeordneter Prof. Dr. Zimmer (CDU/CSU): Unsere
Neugier ist befriedigt, so ergiebig war der Gesetzentwurf
dann doch nicht, was die Neugier angeht. Wir werden
die restlichen fiinf Minuten an Lebenszeit den Kollegin-
nen und Kollegen zur Verfiigung stellen.

Vorsitzender Straubinger: Da bedanken wir uns sehr
herzlich. Dann rufen wir auf die SPD-Bundestagsfrak-
tion. Hier haben wir 17 Minuten, der Kollege Rosemann
beginnt.

Abgeordneter Dr. Rosemann (SPD): Meine erste Frage
geht an Herrn Jakob vom Deutschen Gewerkschafts-
bund. Wir haben durch das Qualifizierungschancenge-
setz den Beitrag zur Arbeitslosenversicherung auf 2,5 %
gesenkt. Ich wiirde Sie jetzt gerne mal fragen: Halten Sie
nun eine weitere Beitragssatzsenkung, wie die FDP sie
hier vorschlégt, fiir sinnvoll und fiir erforderlich?

Sachverstindiger Jakob (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Herr Schuberth hat in seiner Darstellung das der-
zeitige Jahr betrachtet. Ich glaube, sinnvoll wiére es, das
nédchste und das iiberndchste Jahr zu betrachten. Wenn
man sich die derzeitige Entwicklung am Arbeitsmarkt
anschaut, dann muss man feststellen, dass zwar die Ge-
samtarbeitslosigkeit weiter sinkt, sie aber im SGB III
Rechtskreis, also in der Arbeitslosenversicherung deut-
lich ansteigt. Sie haben in meiner Stellungnahme noch-
mal Daten zu einzelnen Bundesldndern.. Gerade die
wirtschaftsstarken Regionen in Stiddeutschland ver-
zeichnen stark steigende Arbeitslosigkeit, so dass die Si-
tuation von 2019, nicht fiir 2020 oder 2021 iibertragen
werden kann. Das ist der erste Punkt. Der zweite Punkt:
Wir stehen vor gewaltigen strukturellen Verdnderungen
und es ist - glaube ich - allgemeiner Konsens, dass die
Bundesagentur fiir Arbeit hier eine wichtige Rolle spie-
len soll. D. h. sie soll auch préaventiv dafiir sorgen, dass
Arbeitslosigkeit vermieden wird. Wir miissen in Zu-
kunft mehr in Weiterbildung investieren, wir miissen
darauf achten, dass die Ubergénge bei Arbeitslosigkeit
besser werden, dass wir da keinen Qualitdtsverlust ha-
ben. Die Herausforderung besteht darin, dass wir einer-
seits Arbeitslosigkeit bekommen werden, aber in ande-
ren Bereichen Fachkriftemangel haben. Wir kénnen uns
nicht leisten, ehemalige Fachkrifte, die arbeitslos wer-
den, zu Helfern zu degradieren, sondern wir miissen da-
rauf achten, dass sie Fachkréfte bleiben. Das alles kostet
Geld. Deswegen glaube ich, dass es derzeit nicht sinn-
voll ist, den Beitrag zu senken.

Abgeordnete Schmidt (Wetzlar) (SPD): Meine Frage
richtet sich an Prof. Weber vom IAB und schlieft an das
an, was Herr Jakob auch schon gesagt hat, was auch die
Beobachtung ist, die ich aus meinen Wahlkreisen teilen
kann. Ich hab mit die hochste Industriedichte Deutsch-
lands, Automobilzulieferer, Maschinenbau. Man hat
schon das Gefiihl, dass sich dort neue Herausforderun-
gen fiir uns stellen. Deshalb die Frage an Sie: Sind mit
dem Vorschlag der FDP nach einer Beitragssenkung
dann noch genug Beitragseinnahmen fiir das, was wir in
der Zukunft an Aufgaben vor uns haben, vorhanden?
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Sei es das, was wir mit der Qualifizierungsoffensive ein-
geleitet haben, sei es, um den Herausforderungen am
Arbeitsmarkt wie Strukturwandel, Digitalisierung, Fach-
kréftesicherung usw. begegnen zu kénnen oder sei es,
um flexibel bei der sich eintrilbenden Konjunktur auf
kurzfristige Mehraufgaben fiir die Instrumente der Ar-
beitsférderung, wie z.B. das Kurzarbeitergeld reagieren
zu kénnen.

Sachverstindiger Prof. Dr. Weber (Institut fiir Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur fiir Ar-
beit): Der Gesetzentwurf orientiert sich an diesen

0.65 %, die schon héufig genannt wurden. Das ist
grundsétzlich zu begriilen, das entstammt unserer Ana-
lyse. Wenn diese 0,65 %, wenn diese Ziel {iberschritten
wird, dann ist es nach der Logik auch grundsitzlich in
Ordnung, wenn man dann irgendwann den Beitragssatz
senkt. Jetzt muss man sehen, dass wir gerade eine grof3e
Senkung von 0,5 Prozentpunkten hinter uns haben, die
den gehorigen Uberschuss im BA-Haushalt stark redu-
ziert hat. Diese Senkung war auch grundsétzlich richtig.
Wenn man jetzt aber nochmal um 0,3 runtergehen
wiirde - die Zahlen wurden genannt -, das wiirde gut
3,5 Mrd. im BA-Haushalt ausmachen. Damit wire man
schon bei dem derzeitigen Ausgabenniveau strukturell
im Defizit. Man muss sehen, dass dieses aktuelle Jahr
zwar konjunkturell ein schlechtes ist und die konjunk-
turellen Risiken auch sehr hoch sind, aber die Arbeits-
marktzahlen, Beschéftigungsentwicklung, Lohnentwick-
lung, das war alles noch wirklich gut. Von daher kann
man nicht davon ausgehen, dass die BA in einem sol-
chem Jahr ein besonders schlechtes Ergebnis einfahren
sollte. Man wiirde ins Defizit kommen. Wenn man jetzt
zusétzlich investieren wollte fiir Qualifizierung und
dhnliches, dann wiirde das Defizit entsprechend grofer
werden.

Abgeordneter Dr. Rosemann (SPD): Meine néchste
Frage geht auch an Herrn Prof. Weber. Kénnen Sie viel-
leicht noch einmal sagen, weil die Mindestriicklage fiir
die Krisenzeiten jetzt mehr angesprochen wurde mit
0,65 %, wie das zustande gekommen ist? Das beruht auf
Berechnungen aus Ihrem Haus? Was sind grob die Uber-
legungen dahinter und inwiefern werden die Uberle-
gungen, die dahinter stehen, durch das, was die Frak-
tion der FDP vorschlégt, gefdhrdet?

Sachverstindiger Prof. Dr. Weber (Institut fiir Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur fiir Ar-
beit): Die 0,65 % sind ein Richtwert, der einer Analyse
entstammt, was in der Vergangenheit in iiblichen Rezes-
sionen gebraucht worden wére, um diese Rezession im
BA-Haushalt abzufedern. D. h. wir haben uns grob ange-
schaut, was war die Entwicklung der laufenden Defizite
in diesen Rezessionen und welche Riicklage hétte man a
priori gebraucht, um diese laufenden Defizite iiber die
Rezession zu finanzieren? In der Krise sind mehrere
Posten betroffen im BA-Haushalt, vor allem Arbeitslo-
sengeld, Kurzarbeitergeld, aktive Arbeitsmarktpolitik.
Das ist genau das, was die Kaufkraft und den Arbeits-
markt stiitzt in Rezessionen. Dementsprechend sind
diese Riicklagen auch eine gute Investition, denn die
kommen genau dann zum Tragen, wenn Sie wirklich
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besonders wichtig und besonders effektiv sind. Jetzt soll
man auf der anderen Seite auch nicht immer weiter
Riicklagen und Uberschiisse kumulieren. Von daher ist
es fiir mich grundsétzlich auch nachvollziehbar, wenn
man dann irgendwann senkt und dafiir auch einen ge-
wissen Automatismus ggf. implementieren konnte. Ich
wiirde das aber unter wesentliche Bedingungen stellen,
was so einen Automatismus angeht. Vor allem darf er
die arbeitsmarktpolitische Entscheidungsfreiheit am
Ende nicht behindern. Die Arbeitsmarktpolitik muss
nach wie vor in der Lage sein, entsprechend der aktuel-
len Situation sinnvolle politische Entscheidungen tref-
fen zu kénnen. Man soll so einen Automatismus auch
erst dann greifen lassen, wenn das Ziel der Riicklage
dann auch tatsédchlich erfiillt ist. Und nicht schon dann,
wenn man es erwartet, dass es irgendwann erfiillt wird,
sondern wenn das Ziel erfiillt ist. Denn wenn man
schon im Vorhinein senkt, dann wiirde man das Ziel gar
nicht mehr erreichen. Und die wirtschaftliche Lage
kann sich auch tiber ein Jahr bekanntlich deutlich &n-
dern und schlieBlich brduchte man in der Tat auch ei-
nen Automatismus, wie man eine einmal aufgebrauchte
Riicklage wieder aufbaut. Da sollten wir uns vergegen-
wirtigen, der gegenwirtige Grundlagenaufbau, der hat
zehn Jahre gebraucht. Zehn Jahre bei einer extrem star-
ken Arbeitsmarktentwicklung. Also Riicklagenaufbau ist
iiberhaupt kein Selbstldufer. Vorher hat es in der Bun-
desrepublik sowieso noch nicht geklappt, eine hinrei-
chende Riicklage aufzubauen. Von daher muss man
auch dafiir Sorge tragen. Unsere Empfehlung ist, dann
eine Beitragsregel anzuwenden, die den Satz so setzt,
dass man erwarten kann, dass die Riicklage innerhalb
von fiinf Jahren wieder den Zielwert erreichen wird.
Das ist so ungefdhr der Abstand von Wirtschaftsab-
schwiingen in der Vergangenheit.

Abgeordnete Schmidt (Wetzlar) (SPD): Meine Frage
richtet sich erneut an Herrn Prof. Weber. In der letzten
Wirtschaftskrise 2008/2009 hat die Arbeit der Bunde-
sagentur fiir Arbeit dazu beigetragen, dass ein drasti-
scher Anstieg der Arbeitslosigkeit in Deutschland ver-
hindert werden konnte. Kénnen Sie uns sagen, wie
hoch damals die Kosten insgesamt waren und welche
Rolle dabei die Riicklage spielte? Und mich wiirde inte-
ressieren, was nicht nur sozusagen in finanzieller Kon-
sequenz, sondern was konkret fiir die Arbeit der BA
passiert, wenn die Riicklage aufgebraucht ist?

Sachverstindiger Prof. Dr. Weber (Institut fiir Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur fiir Ar-
beit): Bei den Zahlen, da halte ich mich an Herrn Dr.
Schuberth. Die Riicklage war bei knapp 18 Milliarden,
die Kosten bei 23 Milliarden. Das zeigt schon, dass
diese Riicklage auch dringend nétig war. Wenn sie auf-
gebraucht ist, dann muss der Bund mit Darlehen ein-
springen. Das ist auch sinnvoll, denn die Bundesagentur
fiir Arbeit hat so eine hohe soziale Bedeutung, dass na-
tlrlich der Gesamtstaat dann in der Verantwortung ist,
wenn es einmal nicht mehr reicht. Aber das kann wirk-
lich nur der letzte Rettungsanker in absoluten Extrem-
fdllen sein, auf die man am Ende nicht vorbereitet sein
kann. Man kann nicht auf jeden allerextremsten Fall
entsprechend vorbereitet sein. Aber in der Krise ist auch
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der Bundeshaushalt unter Druck. Da ist ein Darlehen an
die Bundesagentur fiir Arbeit mit Sicherheit auch fiir
den Bundeshaushalt das letzte, was man gebrauchen
kann. Was heifit das fiir die konkrete Arbeit? Wenn man
keine hinreichende Riicklage hat, dann wiirde das hei-
Ben, dass die Bundesagentur fiir Arbeit eigentlich im-
mer verschuldet ist, denn in der Rezession geht sie dann
in die Verschuldung rein und im Aufschwung braucht
sie die Zeit, um die Verschuldung wieder abzubauen.
Das heilit, die Bundesagentur fiir Arbeit wire eigentlich
eigenstdndig gar nicht mehr handlungsfdhig.

Abgeordneter Dr. Rosemann (SPD): Meine néchste
Frage geht an die Professoren Yollu-Tok und Weber. Mit
welchen Herausforderungen sind wir denn im Zuge des
technologischen Wandels aus Ihrer Sicht konfrontiert?
Welche Aufgabe haben hier die Agenturen fiir Arbeit?
Was ist aus Ihrer Sicht wichtig, um die Agenturen fiir
Arbeit auf Herausforderungen der Zukunft einzustellen?

Sachverstindige Prof. Dr. Yollu-Tok: Der technologi-
sche Strukturwandel macht sich natiirlich in allen Le-
bensbereichen bemerkbar, vor allem aber auch auf dem
Arbeitsmarkt. Es gibt unterschiedliche Studien die zei-
gen, dass neue Berufe entstehen, Verdnderung von be-
stehenden Berufen stattfinden werden, aber insbeson-
dere eben auch Tatigkeitsabldufe sich verdndern und
auch neue Tatigkeiten entstehen werden. Das ist natiir-
lich insbesondere auf die Frage von Qualifikation fiir ei-
nen wirklich nachhaltigen Arbeitsmarkt ganz wichtig.
Das heifit, Qualifizierung spielt in diesem Prozess eine
entscheidende Rolle, wobei es auch wichtig ist, dass die
Qualifizierung jenseits des Kreises der Arbeitslosen
auch mitbedacht wird. Wir wissen - auch wenn die Ar-
beitslosenversicherung grundsétzlich als Risikoversi-
cherung konzipiert worden ist - dass es erforderlich ist,
die verdnderten Rahmenbedingungen des Arbeitsmark-
tes mit einem stédrkeren Fokus auf praventive MaBinah-
men zu setzen. Die Herausforderung, die sich da fiir die
Agenturen flir Arbeit ergibt ist, dass der Strukturwandel
hier aktiv mitzubegleiten ist. Das heilt, sie muss kon-
krete Weiterbildungsbedarfe des Arbeitsmarktes erken-
nen und diese durch Weiterbildungsberatung unterstiit-
zen. Hier geht es darum, dass das Matching zwischen
Weiterbildungsnachfrage und Weiterbildungsangebot
auch tatsachlich passend gemacht wird, und dafiir
braucht man eine andere Beratungskultur als bisher ge-
geben.

Sachverstindiger Prof. Dr. Weber (Institut fiir Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur fiir Ar-
beit): Dem kann ich mich anschliefen. Unsere Studien
zu den Wirkungen von technologischen Wandel sind
wahrscheinlich auch hier bekannt. Wir haben als
Grundergebnis, dass uns nicht die Arbeit ausgehen wird
in dem Sinne, sondern dass wir wirklich eine massive
Reduktion der verfiigbaren Zahl von Arbeitspldtze ha-
ben werden. Aber wir haben diesen gravierenden Um-
bruch bei Qualifikationen, bei benétigten Kompetenzen
und dhnlichem. Das ist auch nicht das erste Mal, dass
wir so einen Umbruch haben. Seit den 70er Jahren sind
uns massenweise die Jobs fiir Menschen ohne Ausbil-
dung verschwunden. Und was wir gesehen haben ist,
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dass sich die Arbeitslosigkeit dieser Personen iiber die
Zeit auch verfestigt hat und immer weiter angestiegen
ist. Das heifit, wir wissen was passiert, wenn man so ei-
nem Umbruch nicht entsprechend begegnet. Deswegen
ist es ganz entscheidend, laufend in Qualifizierung zu
investieren. Da hat auch die 6ffentliche Hand eine we-
sentliche Rolle. Am Ende brauchen wir ein Weiterbil-
dungssystem, das mit der Erstausbildung auf Augen-
héhe steht, und da sind wir im Moment noch nicht. Da
sind verschiedene Akteure in der Verantwortung und
die Agenturen gehdren mit Sicherheit dazu. Die BA ist
eine Institution, die in der Fldche aufgestellt ist, die
Kontakt hat zu den Arbeitsmarktseiten, die fiir Weiter-
bildung entscheidend sind, fiir Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber. Da ist durchaus plausibel, dass die Agenturen
da eine wesentliche Rolle spielen.

Abgeordneter Riitzel (SPD): Meine Frage geht an Frau
Yollu-Tok und an Herrn Jacob vom DGB. Vertiefter pra-
zisiert jetzt noch einmal das, was gerade eben bespro-
chen worden ist. Die Arbeit der Zukunft, dass die von
den Menschen gemacht werden kann, die heute taitig
sind, die weiter qualifiziert, umgeschult und fit gemacht
werden miissen, da wollte ich von Thnen beiden wissen,
wie das aus Threr Sicht bisher iiberhaupt gelaufen ist?
Wie ist das angelaufen? Was miisste vor allem mit Blick
auf priaventive Aufgaben von der Bundesagentur fiir Ar-
beit im Sinne einer ganzen Arbeitsversicherung geédn-
dert werden?

Sachverstindige Prof. Dr. Yollu-Tok: Im Rahmen der
Wissenschaft kann man noch nicht genau Wirkungsana-
lysen der Qualifizierungsoffensive machen, es ist noch
zu friith. Aber wir wissen aus bestehenden Studien, dass
Weiterbildungsteilnahme auf jeden Fall fiir die Integra-
tion in den Arbeitsmarkt hilfreich ist. Das sind valide
Untersuchungen. Die Qualifizierungsoffensive ist sehr
zu begriiBen, weil den Beschiftigten unabhéngig von ih-
rer Qualifikation, Lebensalter und BetriebsgréBe ein Zu-
gang zur Weiterbildungsférderung gegeben wird, natiir-
lich die, die von den Folgen des digitalen Strukturwan-
dels allgemein betroffen sind. Das ist tatsdchlich inno-
vativ und foérderlich. Auf der anderen Seite muss darauf
hingewiesen werden, dass es bei den Leistungen zur
Forderung ein Ermessensspielraum gibt, es gibt keinen
Rechtsanspruch auf Weiterbildung. Folglich ist es umso
wichtiger, dass die Agenturen in Bezug auf Weiterbil-
dungsberatung finanziell, personell und fachlich unter-
stlitzt werden, also hier nochmals ganz konkret nachjus-
tiert werden miisste. Das Néchste ist, dass aufgrund der
guten Arbeitsmarktlage — das wurde jetzt hier auch
schon erwihnt — die Beitragssatzsenkung im Rahmen
der Qualifizierungsoffensive zu begriilen ist. Aber
nichts desto trotz schliefe ich mich den Argumenten
von vorhin an, dass aufgrund des technologischen
Strukturwandels tatsdchlich weitere Reformen bzw.
weitere Stellschrauben sehr wichtig sind und dafiir be-
darf es eine finanzielle Grundlage.

Sachverstindiger Jakob (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Als wir uns hier iiber das Qualifizierungschan-
cengesetz unterhalten haben, wurde von einzelnen Mit-
gliedern des Ausschusses die Sorge geduBert, dass die
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Kasse der Bundesagentur fiir Arbeit durch die Inan-
spruchnahme von Weiterbildung leergerdumt wird. Ich
glaube, man kann heute nach neun Monaten sagen, das
ist nicht so eingetreten. Die Betriebe tun sich nach wie
vor sehr schwer mit der betrieblichen Weiterbildung. Es
ist aktuell nur ein Viertel der zur Verfligung stehenden
Summe fiir betriebliche Weiterbildung abgeflossen. In-
sofern begriilen wir sehr, dass der Minister daran arbei-
tet, die Instrumente fiir die betriebliche Weiterbildung
weiter zu verbessern. Das halten wir auch fiir sinnvoll
und notwendig. Wir brauchen aber auch die verbesserte
Weiterbildung beim Ubergang. Der Deutsche Gewerk-
schaftsbund hat vorgeschlagen, die TransfermaBnahmen
starker fiir die Weiterbildung zu nutzen. Wir haben kon-
krete Vorschldge gemacht, wie man das ausgestalten
kann. Dariiber hinaus ist es sinnvoll, wenn tatsdchlich
Kurzarbeit gemacht werden sollte, dann auch diese
Kurzarbeit zu nutzen fiir die Weiterbildung. Das war
bisher nicht moglich. Da miisste das Gesetz entspre-
chend angepasst werden. Insofern stehen — glaube ich —
groBe Aufgaben vor uns. Die Ideen sind schon in der
Welt. Ich wiirde sehr darum bitten, dass Sie das Gesetz
ziigig beraten und dass wir dann auch zu Ergebnissen
kommen.

Vorsitzender Straubinger: Mit dem Gong ist die Frage-
zeit der SPD ausgeschopft. Ich rufe die Fragezeit von
zehn Minuten der Fraktion die AfD auf, Herr Sichert.

Abgeordneter Sichert (AfD): Meine erste Frage richtet
sich an Herrn Dr. Boss als Volkswirtschaftler. Ich wiirde
von Thnen ganz gerne mal wissen, wie Sie denn die anti-
zyklische Wirkung der Arbeitslosenversicherung bewer-
ten?

Sachverstindiger. Dr. Boss: Die Arbeitslosenversiche-
rung wirkt natiirlich automatisch stabilisierend. In einer
Aufwirtsbewegung steigen die Einnahmen iiberpropor-
tional, die Ausgaben fiir Kurzarbeitergeld, Arbeitslosen-
geld usw. werden geringer. Es entstehen Uberschiisse,
und umgekehrt ist es in einem Abschwung oder gar in
einer Rezession. Dann wird der Saldo der Bundesagen-
tur fiir Arbeit entsprechend kleiner. Meines Erachtens
sollte der Beitragssatz so festgesetzt werden, dass der
strukturelle Saldo der Bundesagentur fiir Arbeit null ist.
Der strukturelle Saldo ist derjenige, der sich ergibt,
wenn man den tatsdchlichen Budgetsaldo der Bunde-
sagentur fiir Arbeit bereinigt um die Konjunkturwirkung
auf die Einnahmenseite und auf die Ausgabenseite.
Wenn dieser strukturelle Saldo null ist, dann entstehen
im Aufschwung bei einer Auslastung der Produktions-
kapazitdten, die iiber 100 Prozent liegt, positive Salden
der Bundesagentur fiir Arbeit. Es bilden sich in dieser
Aufschwungsphase Riicklagen, und umgekehrt in einer
Phase des Abschwungs oder gar der Rezession entste-
hen Defizite und Riicklagen werden abgebaut. Es ent-
steht u.U. sogar eine Verschuldung. Aber iiber den Zyk-
lus hinweggesehen wére der Saldo der Bundesagentur
fiir Arbeit null, und die Riicklagen wéren kumuliert in
der Summe mittelfristig auch null. Es gédbe natiirlich
auch in diesem System mit einem strukturellen Saldo
von null stabilisierende Wirkungen der Regeln fiir die
Bundesagentur fiir Arbeit.
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Abgeordneter Sichert (AfD): Da wird sich meine
nichste Frage gleich anschlieBen - als Volkswirtschaft-
ler an Sie. Angesichts der negativen EZB-Zinspolitik
und dem, dass wir fiir alle Riicklagen, die wir momen-
tan als Staat bilden, natiirlich Strafzinsen zahlen miis-
sen, wire es da nicht logisch, die Riicklagen deutlich
kleiner zu halten als sie momentan sind?

Sachverstindiger Dr. Boss: Dies ist ein Aspekt, der bei
der Entscheidung {iber den Beitragssatz nicht vergessen
werden darf. Die Riicklagen der Bundesagentur brachten
in der Vergangenheit eine gewisse Rendite. Wenn ich
mich recht entsinne, war das vor fiinf Jahren so um die
2 %. Vor kurzem - ich meine im Jahr 2018 - war diese
Rendite wohl schon negativ, und sie wird, wenn die
EZB-Politik so weiter gefahren wird, wie sich das ab-
zeichnet, im Zweifel weiter sinken. Die Rendite wird
noch stdrker negativ, und das hat natiirlich auf die
Riicklage einen wenig schonen Effekt.

Abgeordneter Sichert (AfD): Ich hétte noch eine Frage
an Sie. Wir haben heute gehort, dass wir diverse Anzei-
chen der Rezession haben. Wir wissen alle, die Automo-
bilproduktion in Deutschland ist in den letzten 1%z Jah-
ren um 20 % gesunken. Auch die BDA sagt, wir haben
etliche Eintrilbungen, und es ist gegebenenfalls eine Re-
zession zu erwarten. Nun ist es die Aufgabe eines Staa-
tes - zumindest aus unserer Sicht - nicht unbedingt, ei-
nen ausgeglichenen Haushalt von der BA zu realisieren
oder einen ausgeglichenen Haushalt des Staates, son-
dern dafiir zu sorgen, dass wir den Wohlstand im Land
erhalten und schaffen. Daher die Frage jetzt an Sie:
Ko6nnte man nicht antizyklisch durch eine Senkung des
Beitragssatzes und damit auch der Lohnnebenkosten ei-
nen entsprechenden Impuls setzen, um die Krise zu re-
duzieren, indem die Lohnkosten sinken?

Sachverstindiger Dr. Boss: Zundchst muss man zur
konjunkturellen Lage Folgendes sagen: Wir haben Jahre
hinter uns mit einer Auslastung des gesamtwirtschaftli-
chen Produktionspotenzials, die deutlich iiber normal
war. Aktuell ist die Auslastung immer noch tiber dem,
was normal ist. Wir leben in konjunkturell immer noch
guten Zeiten, wir leben nicht in einer Rezession, also in
einer Phase, in der die gesamtwirtschaftliche Produk-
tion unter dem Produktionspotenzial liegt. Und nach al-
len Voraussagen, beispielsweise aus dem Institut fiir
Weltwirtschaft vom vergangenem September, aber auch
im Rahmen des Gemeinschaftsgutachtens wird erwartet,
dass die Auslastung tiber normal bleiben wird im Jahr
2020 und in den Jahren danach. Wir fallen also nicht in
eine Rezession, was die Gesamtwirtschaft betrifft. In der
Industrie, besser gesagt im verarbeitenden Gewerbe,
nicht im Bauhauptgewerbe, sieht die Sache natiirlich
anders aus. Nun kann man sagen: Gut, wir sind nicht in
einer Rezession, und wir kénnten den Beitragssatz sen-
ken, um antizyklisch zu wirken. Das ist meine Einschit-
zung nicht, ich wiirde den Beitragssatz senken wollen
aus anderen Griinden. Der strukturelle Saldo war jahre-
lang hoch, die strukturelle Riicklage ist extrem hoch,
das sollte korrigiert werden. Aber all jene, die meinen,
eine antizyklische MaBinahme sei notwendig in Form
der Beitragssatzsenkung, haben natiirlich Riickenwind
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bei dem Argument, wir senken den Beitragssatz von
2,5 % auf was auch immer.

Abgeordneter Sichert (AfD): Jetzt hétte ich eine Frage an
die Vertreter der Bundesagentur. Stellt es sich tatsédch-
lich so dar, dass dltere Arbeitnehmer deutlich schwerer
zu vermitteln sind wie jiingere Arbeitnehmer? Wie sieht
ungefihr das Verhiltnis dltere zu jiingere Arbeitnehmer
aus?

Sachverstidndiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Ich kann Thnen jetzt kein Verhéltnis nennen, denn
es ist auch sehr differenziert zu betrachten. Alter ist nur
ein Faktor, der Vermittlungen schwieriger machen
kann. Wenn aber Alter mit Qualifikationseinschrankun-
gen oder vielleicht noch mit gesundheitlichen Ein-
schrankungen verbunden ist, dann haben Sie ein mul-
tiples Vermittlungshemmnis. Und wenn dem gegeniiber
ein junger Mensch steht, der auch noch gut qualifiziert
ist, dann ergeben sich die Unterschiede. Aber ich wiirde
meinen Kollegen Herrn Prof. Weber nochmal fragen, ob
er aus der Forschung etwas ergédnzen kann?

Vorsitzender Straubinger: Nein, die Fragen stellen die
Abgeordneten.

Abgeordneter Sichert (AfD): Es besteht durchaus die
Moglichkeit der Frage an die BA an der Stelle: Wenn
der Beitragssatz gesenkt werden sollte, wére es nicht
sinnvoller zu sagen, wir senken den Beitragssatz fiir &l-
tere Arbeitnehmer stirker als fiir jiingere, um damit de-
ren Arbeitskraft giinstiger zu machen im Verhéltnis zu
jingeren und die Arbeitsvermittlung zu erleichtern? O-
der fdnden Sie es besser zu sagen, wir machen es mit
dem GieBkannenprinzip und senken ihn generell um ei-
nen bestimmten Prozentsatz ab?

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Wenn Sie den Beitragssatz fiir dltere Arbeitnehmer
senken wiirden, gehen Sie da auf die Preistheorie zu-
riick, dann wird natiirlich Arbeit billiger. Aber ich
wiirde behaupten, dass die Arbeit nur geringfiigig billi-
ger wird und das deshalb nicht relevant sein wird, dass
dann ein Unternehmer sagt, dass er sich wahrscheinlich
10,50 Euro/Monat spart, wenn er diesen Arbeitnehmer
quasi beschéftigt. Ich wiirde dagegen argumentieren,
dass man natiirlich in der Arbeitsférderung unterschei-
den muss. Sie haben zum einen Pflichtleistungen, also
Anspruch auf Arbeitslosengeld. Wenn der eintritt, dann
muss Arbeitslosengeld bezahlt werden, Kurzarbeit ge-
nauso. Die meisten Qualifizierungsleistungen sind aber
Ermessensleistungen. Dafiir brauche ich auch hinrei-
chend Geld, damit Ermessungsleistungen nicht iiber
Budget gesteuert werden, dass also das Budget nicht so
restriktiv ist, das ich aus Budgetgriinden eine notwen-
dige und sinnvolle Qualifikation nicht mehr bezahlen
kann. Ich glaube, da muss eine hinreichende Basis vor-
handen sein, dass diejenigen, ob alt oder jung, quasi die
entsprechenden QualifizierungsmaBnahmen bediirfen,
dass man das finanzieren kann und da nicht eine
Budgetrestriktion per se wirkt.

Abgeordneter Sichert (AfD): Interessante Thematik, die
Sie angesprochen haben mit der Qualifizierung. Frage
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an das IAB: Ende September gab es einen ZDF-Beitrag,
da sind Sie zitiert worden mit den Aussagen: ,,Bei west-
deutschen Arbeitslosen hatten die Mafinahmen der Job-
center kaum Wirkung, die Wahrscheinlichkeit, ein Jahr
nach der Teilnahme weiterhin Hartz IV zu beziehen,
war nur um 0,5 % verringert. Fiir ostdeutsche Arbeits-
lose fillt die Bilanz noch schlechter aus. Nach dem Be-
such einer BildungsmalBnahme habe so gut wie niemand
eine neue Anstellung gefunden.” Das war laut ZDF das
Ergebnis einer Untersuchung des IAB. Jetzt gibt es etli-
che, die fordern mehr Geld fiir Qualifizierungsmafinah-
men. Halten Sie das angesichts dieser Ergebnisse fiir ge-
rechtfertigt?

Sachverstindiger Prof. Dr. Weber (Institut fiir Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur fiir Ar-
beit): Ich weil jetzt nicht, welche Ergebnisse das ZDF
dort zitiert hat; von mir selbst waren sie nicht. Wir eva-
luieren viele MaBnahmen. Wenn ich jetzt die Ergebnisse
grundsitzlich zu QualifizierungsmaBnahmen heran-
ziehe, dann sind die sehr positiv. Man findet in der
Tendenz deutlich positive Beschéftigungs- und Lohnef-
fekte von solchen Mafinahmen. Ich habe selbst mit Kol-
legen eine Studie umgesetzt, die auch die fiskalischen
Wirkungen von Weiterbildungspolitik betrachtet, dar-
iiber, dass dann auch wieder mehr Steuern und Sozial-
beitrdge zuriickflieBen, wenn Arbeitsmarktergebnisse
verbessert werden. Diese zeigt, dass selbst die 6ffentli-
chen Institutionen dabei, wenn sie in Weiterbildung in-
vestieren, keineswegs einen negativen Schnitt machen
miissen. Von daher kann ich diesen Tenor grundsatzlich
jetzt nicht teilen.

Vorsitzender Straubinger: Die Fragezeit der AfD ist zu
Ende. Ich rufe die Fragezeit von neun Minuten der Frak-
tion der FDP auf, Herr Vogel.

Abgeordneter Vogel (Olpe) (FDP): Eine Bemerkung und
dann anschlieBend eine Frage, sowohl an BA als auch
IAB zum Auftakt. Die Bemerkung: Wir teilen ausdriick-
lich das Ziel, dass wir eine Krisenriicklage von 0,5 %
des BIP’s brauchen, die mittlerweile erreicht ist. Wir
sind auch der Meinung, dass es sinnvoll ist, dass die BA
bei der Weiterbildung Beschéftigter seit Anfang d. J.
durch das Qualifizierungschancengesetz ausgeweitete
Moglichkeiten hat. Jetzt stellen wir fest, sowohl aus Ge-
spriachen mit BA-Vertretern als auch eigener beruflicher
Praxis, dass schon seit vielen Jahren in der Fldche alles,
was irgend sinnvoll ist bei der Qualifizierung Arbeitslo-
ser, heute gemacht wird und diese neuen Moglichkeiten
bei der Qualifizierung Beschaftigter méglich sind, dass
die BA d. J. auch weiter Uberschiisse macht. Wir sind
schon bei einer Riicklage von iiber 0,5 % des BIP’s. Jetzt
haben Sie eben gesagt, Sie wiirden beide einen Automa-
tismus befiirworten, sobald man sicher tiber der Riick-
lage ist. Das ist jetzt der Fall. Gleichzeitig sagen sie, 0,3
% Beitragssatzsenkung ware zu viel. Das wiirde zu
strukturellem Defizit fithren. Deshalb die Frage: Wie
stark miisste der Beitrag denn aus Threr Sicht gesenkt
werden, um das von Thnen auch propagierte Ziel zu er-
reichen? Unterstellt, wir hétten schon einen Automatis-
mus, auf wieviel miisste es denn jetzt laut Ihrer Prog-
nose runtergehen?

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

Sachverstidndiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): Anhand der Zahlen, die ich vorhin genannt habe,
in diesem Jahr voraussichtlich ein Uberschuss von

2 Milliarden, eine relativ ausgeglichene nicht schlechte
Lage am Arbeitsmarkt und 0,1 Prozentpunkte Beitrags-
satz, wéren es 1,2 Milliarden Euro - wiirde ich sagen.
Das ist ein Spielraum von 0,1 %.

Sachverstindiger Prof. Dr. Weber (Institut fiir Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur fiir Ar-
beit): Die Zahl ist nachvollziehbar. Wir stehen jetzt ge-
rade an einem Punkt, wo der Arbeitsmarkt noch nicht
stark in Mitleidenschaft gezogen wurde durch die wirt-
schaftliche Entwicklung. Wir wissen aber nicht, wie
dick das Ende ist, das da noch kommt. Wir gehen davon
aus, dass der Arbeitsmarkt robust bleibt, aber man kann
sich nicht sicher sein. Deswegen die Empfehlung: Wenn
man senken mochte, ich wiirde es nicht im Moment die-
ser Phase hoher Unsicherheit tun, sondern wenn man
sieht, man ist irgendwo durch die Talsohle durch. Wei-
terhin kommt es darauf an, welche inhaltlichen Ent-
scheidungen md6chte man treffen, die auch Finanzmittel
noch benétigen, und davon abhédngig ist 0,1 durchaus
denkbar. Es kommt natiirlich darauf an, was die Arbeits-
marktentwicklung mittelfristig sein wird. Wenn die sich
weiter deutlich verbessert, was ich fiir mdglich halte,
dann ist mittelfristig auch mehr Senkung méglich. Aber
das ist nichts, worauf wir uns in der gegenwartigen Si-
tuation verlassen sollten.

Abgeordneter Vogel (Olpe) (FDP): Ich wiirde dann eine
Nachfrage an Herrn Dr. Boss stellen. Erstens, wie Sie
das bewerten. Wenn man annimmt, man will 0,65 Riick-
lage halten — Sie haben sich in den letzten Jahren immer
wieder mit prizisen Prognosen der Finanzentwicklung
der Bundesagentur fiir Arbeit hervorgetan —, welche
Senkungshohe wiirden Sie fiir angemessen halten? Die
0,3% im Gesetzentwurf oder eine andere? Und zweite
Frage: Wie oft haben wir in den letzten Jahren aus Ihrer
Sicht erlebt, dass die Prognosen der Bundesagentur fiir
Arbeit zur Jahresmitte — was ihr eigenes Geschiftsergeb-
nis angeht — tibertroffen wurden, dass die Bundesagen-
tur fiir Arbeit also erheblich mehr Mittel am Ende des
Jahres zur Verfiigung hatte — also an Uberschuss erwirt-
schaftet hat — als sie selber zur Mitte des Jahres prognos-
tiziert hat?

Sachverstindiger Dr. Boss: Jetzt mochte ich mir nicht
selbst auf die Schultern klopfen, aber ich mache seit fast
zehn Jahren regelméBig Prognosen tiber die Finanzen
der Bundesagentur fiir Arbeit. Diese Prognosen waren
bei aller Bescheidenheit immer besser als das, was ent-
sprechend dem Haushaltsplan der Bundesagentur zu er-
warten war. Das wird auch in diesem Jahr wieder der
Fall sein. Im Plan vom Oktober 2018 steht ein Saldo von
0,54 Milliarden, ich erwarte fiir das laufende Jahr einen
Saldo von 2,11 Milliarden. Das entspricht dem, was
eben schon einmal genannt worden ist als vermutliches
Ergebnis fiir das Jahr 2019. In den vergangenen Jahren
hat es strukturelle Uberschiisse gegeben, 5 Milliarden, 4
Milliarden — je nachdem. Es hat sich iiber die Jahre hin-
weg strukturell bedingt eine Riicklage aufgebaut - Zah-
len waren eben schon genannt worden. Die aktuelle
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Riicklage ist natiirlich zu einem gewissen Teil konjunk-
turbedingt, weil die Kapazitdtsauslastung iiber dem Nor-
malwert lag und liegt und wahrscheinlich weiter liegen
wird. Aber der strukturelle Saldo ist so hoch, dass es
aus meiner Sicht dringend notwendig ist, etwas gegen
diese Fehlentwicklung — wie ich sie nennen wiirde —
der vergangenen Jahre zu tun und den Beitragssatz um
0,3 Prozentpunkte zu senken. Das hitte natiirlich zur
Folge, dass im nédchsten Jahr, wenn man es ab 2020 tut,
ein Defizit bei der Bundesagentur fiir Arbeit entstehen
wiirde. Auch im Jahr 2021 wiirde wohl ein Defizit ent-
stehen, wahrscheinlich auch in den Jahren 2022 und
2023. Aber das wiirde ich voll in Kauf nehmen, weil
eben die strukturelle Riicklage so stark gestiegen ist
durch — Entschuldigung — nichts oder wenig Tun beim
Beitragssatz in den vergangenen Jahren. Hétte man vor
einem Jahr schon die Regelung gehabt, die jetzt in dem
Gesetzentwurf der FDP steht, ndmlich den Beitragssatz
senken, wenn sich eine Riicklage von mehr als 0,65 %
in Relation zum BIP abzeichnet, dann hitte man auf-
grund dieser Regelung mit Wirkung ab 01.01.2019 den
Beitragssatz auf 2,2 % senken miissen. Und das wire
gut gewesen.

Abgeordneter Vogel (Olpe) (FDP): Ich héitte dann eine
Nachfrage an die Bundesvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbdande und an den Zentralverband des Deut-
schen Handwerks. Wenn ich Thre Stellungnahmen - ein
bisschen salopp gesagt - zusammenfassen darf: Unbe-
dingt den Beitragssatz senken und Sozialversicherungs-
beitrdge unter 40 Prozent stabilisieren, aber irgendwie
jetzt noch nicht und nicht sofort. Vielleicht kldren Sie
uns dariiber auf, wann denn und zu welchem Zeitpunkt
genau aus Threr Sicht eine Beitragssatzsenkung bei der
Bundesagentur fiir Arbeit und in welcher Hohe ange-
messen ware?

Sachverstindiger Dr. Zenzen (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbdnde): Grundsétzlich sind
wir an moglichst niedrigen Beitragssdtzen, moglichst
aber auch auf gleichbleibendem Niveau interessiert.
Zum gegenwadrtigen Zeitpunkt allerdings, angesichts der
moglichen Risiken, die wir haben, sehen wir im Mo-
ment den jetzigen Zeitpunkt fiir eine Beitragssatzsen-
kung in der Arbeitslosenversicherung als ungiinstig

an - Herr Weber hatte das vorhin auch schon kurz ange-
deutet. Es wire jetzt kliiger mal das néchste Jahr abzu-
warten, wie sich dann die Lage der Gesamtwirtschaft
darstellt, um dann zu entscheiden, ob man jetzt die Bei-
trdge auf ein Niveau senken kann, wo wir dann eine
stabile Einnahmesituation haben, die dann nicht mehr
zu einem weiteren Aufwachsen der Riicklage fiihrt, so-
fern dann noch eine substanzielle Riicklage vorhanden
ist.

Sachverstindige Dr. Schubert (Zentralverband des
Deutschen Handwerks e.V.): Wir haben uns in unserer
Stellungnahme nicht konkret fiir die 2,2 Prozent ausge-
sprochen, weil die Datenlage sehr uneindeutig ist. Wir
haben einerseits Prognosen, die das ermdglichen wiir-
den, andererseits von der Bundesagentur fiir Arbeit wie-
derum Daten, die eher dagegen sprechen. Der Kollege
von der Bundesagentur fiir Arbeit sprach davon, dass
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zurzeit 0,1 Prozentpunkte méglich wéren. Wenn das
moglich wire und wir trotzdem eine weiterhin ange-
messene hohe Riicklage haben, dann wire der Zentral-
verband des Deutschen Handwerks natiirlich fiir eine
Absenkung des Beitragssatzes, seien es dann auch nur
0,1 Prozentpunkte. Wir haben aber gleichzeitig aufgrund
der Erfahrungen mit der letzten Beitragssatzsenkung im
vergangenen Jahr um 0,5 Prozentpunkte ein wenig die
Befiirchtung, dass dies zum Anlass genommen wird, in
den anderen Sozialversicherungszweigen die Beitrédge
zu erh6hen. Das gilt es unbedingt zu verhindern.

Abgeordneter Vogel (Olpe) (FDP): Die letzte Kritik teile
ich, aber die richtet sich mehr an die Koalitionsfraktio-
nen. Es laufen die letzten 30 Sekunden, aber eine letzte
Frage an Herrn Weber: Ich finde den Gedanken Automa-
tismus in beide Richtungen spannend. Kénnen Sie et-
was aus Threr Expertise heraus sagen, wie dann ein stei-
gender Automatismus ausgestaltet werden miisste?
Wann genau und unter welchen Bedingungen?

Sachverstindiger Prof. Dr. Weber (Institut fiir Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur fiir Ar-
beit): Wann genau kann ich Thnen in 30 Sekunden nicht
sagen. Aber grundsatzlich, wenn Sie durch die Rezes-
sion durch sind, wenn Sie sehen, die Arbeitsmarktzah-
len verschlechtern sich nicht weiter, dann schauen Sie
darauf, was ist die aktuelle Riicklage im Haushalt der
Bundesagentur fiir Arbeit. Wieviel miissen Sie wieder
aufbauen, vielleicht die gesamte Riicklage? Kalkulieren
Sie den Beitragssatz so, dass Sie erwarten konnen, dass
Sie in fiinf Jahren auf dem 0,65 Prozentniveau angekom-
men sind.

Vorsitzender Straubinger: Es beginnt die Fragezeit der
Fraktion DIE LINKE. Frau Ferschl, Sie haben das Wort.

Abgeordnete Ferschl (DIE LINKE.): Meine Frage richtet
sich an Herrn Professor Bosch. Im FDP-Antrag ist von
einer robusten Konjunktur der guten Arbeitsmarktlage,
Uberschiisse in den Sozialkassen und somit auch im
Haushalt der Bundesagentur fiir Arbeit die Rede. Tat-
sdchlich schwécht sich aber die Konjunktur ab. Deswe-
gen die Frage: Kehren sich die Vorzeichen eigentlich ak-
tuell nicht gerade um in Bezug auf den Haushalt der
Bundesagentur fiir Arbeit? Welche Folgen hétte denn
diese dynamische Beitragssatzsenkung, genau auf den
Haushalt der Bundesagentur fiir Arbeit, aber auch auf
die wirtschaftliche Lage und auf die Arbeitsmarktsitua-
tion?

Sachverstindiger Prof. Dr. Bosch: Es ist ein undenkbar
ungiinstiger Zeitpunkt fiir die Beitragssenkung, weil
sich im Moment die Zahlen auf dem Arbeitsmarkt lang-
sam aber schon sichtbar verschlechtern. Die Zahl der of-
fenen Stellen geht zurtick. Die Wirtschaftsprognosen fiir
das nédchste Jahr werden verringert. AuBerdem haben
wir eine relativ groBe Unsicherheit, was die Weltwirt-
schaft angeht. Es gibt bisher keine Konjunkturprogno-
sen, die solche Briiche — wie damals bei der Finanzkrise
hatten — exakt voraussagen konnen. Insofern ist hier
Vorsicht geboten, was das jetzige Handeln angeht. Der
zweite Punkt ist: Der Gedanke eines Automatismus, der
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kommt aus der Rentenversicherung. Die Rentenversi-
cherung arbeitet mit GréBen, die wir auf 30 bis 40 Jahre
voraussagen konnen. Da kann man, weil sich diese Gro-
Ben nur ganz langsam verdndern, mit Automatismen ar-
beiten und kann sagen, wir brauchen diese und jene Re-
serve. Das geht in der Arbeitsmarktpolitik nicht. Das
ginge nur, wenn die Konjunkturzyklen parallel verlau-
fen wiirden, d. h. die Zuwéchse nach oben den Aus-
schldgen nach unten entsprechen wiirden und auBler-
dem die Dauer der Krise jeweils gleich ist. Diese Bedin-
gungen sind allerdings nicht gegeben. Auch nicht in
dem Vorschlag, auf dem diese 0,65 % beruhen, da wer-
den drei Krisen, die von 93/94, die von 2002/2004 und
die Finanzkrise zusammengefasst und zu einem Indika-
tor verdichtet, obwohl es sich um véllig unterschiedli-
che Krisen handelte. Allein in der Finanzkrise betrug
das Defizit der BA iiber 31 Mrd. Euro. Wenn man die
Jahre danach, wo noch die Folgekosten bearbeitet wer-
den mussten, betrachtet, waren das 35,8 Mrd. Euro. Ob
wir eine weitere Finanzkrise haben oder nicht, das kann
keiner voraussagen.

Abgeordnete Ferschl (DIE LINKE.): Nochmals eine
Frage an Prof. Bosch. Der Antrag der FDP, wie ist der zu
bewerten vor dem Hintergrund, dass die Ausgaben oder
die Anspriiche und damit die Ausgaben fiir Weiterbil-
dung und andere MaBlinahmen, die die Chancen von Ar-
beitslosen auf neue Beschiftigung erhéhen sollen, jetzt
sinken wiirden? Ich sage mal das Stichwort Digitalisie-
rung!

Sachverstindiger Prof. Dr. Bosch: Natiirlich ist in die-
sem Gedanken des Automatismus auch - ich wiirde es
mal so formulieren - eine Reformbremse eingebaut.
Wenn man jetzt Beitrdge senkt, dann schlieft das nattir-
lich aus, dass man die Mafinahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik neu iiberdenkt und ausdehnt. Also dieser
Reformbremsenmechanismus wére meines Erachtens
angesichts der Zukunftsherausforderung, die Sie ange-
sprochen haben, hochst gefdhrlich. Es wurde die Digita-
lisierung genannt, wir miissen aber noch andere Dinge
nennen, die noch hinzukommen wie der Klimapakt, der
auch Auswirkungen auf Qualifikation haben wird. Au-
Berdem haben wir einen Sockel von ungefdhr 20 % Per-
sonen mit geringer Qualifikation, deren Arbeitslosen-
quote auch in dem jetzigen Aufschwung nicht deutlich
unter 20 % gesenkt werden konnte. Und wir haben bei
der nachwachsenden Generation einen sehr hohen So-
ckel von Geringqualifizierten. Wenn ich mir anschaue,
was die BA in Qualifizierung macht, dann muss man sa-
gen, es gibt deutliche Fortschritte in den letzten Jahren
mit dem Weiterbildungsstdrkungsgesetz und dem Quali-
fizierungschancengesetz, was ich sehr begriife. Aber
wenn ich mir die substanziellen Qualifikationen an-
schaue, namlich die mit Abschluss, dann sind die Zah-
len heute immer noch 50 % niedriger als im Jahre 2000.
Der Grund dafiir ist, dass man die finanziellen Bedin-
gungen so verschlechtert hat, dass die Arbeitslosen, die
in der Lage wéren, eine Abschluss- bzw. Qualifizie-
rungsmafnahme durchzuhalten, zwei Jahre lang sich
einfach sagen: Dann verdiene ich doch lieber Geld in ei-
nem einfachem Job und nehme das nicht auf mich. D.
h., wir kénnen diese Zahlen nur deutlich erhéhen,
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wenn wir ein Weiterbildungsgeld einfiihren, das deut-
lich iiber dem Arbeitslosengeld liegt. Das ist eine Re-
form, ohne die werden das Qualifizierungschancenge-
setz und das Weiterbildungsstiarkungsgesetz nicht flie-
gen, und das ist eine richtige Bremse. Da haben wir ei-
nen Bedarf. Der ndchste Punkt ist natiirlich, dass die
Weiterbildungsberatung tiberhaupt nicht trivial ist. Was
soll ich machen, in welche Richtung soll ich gehen? Das
muss tragerunabhingig gemacht werden. Die BA hat
sehr gute Modellversuche gemacht, u.a. in Diisseldorf -
ich habe mir das angeschaut. Und diese Modellversuche
sind erfolgreich gewesen. Das miisste man in die Fldche
bringen. Das bringt natiirlich erhebliche Kosten mit sich
und wenn man jetzt die Beitrdge senkt, dann kann man
diese Reformvorhaben vergessen.

Abgeordnete Ferschl (DIE LINKE.): Ich hétte zunédchst
eine Frage an Prof. Weber, und wenn noch geniigend
Zeit ist an Herrn Prof. Bosch die gleiche. Herr Prof. We-
ber, Sie haben darauf hingewiesen, dass aus Ihrer Sicht
auch eine automatische Beitragsfestsetzung sinnvoll ist,
wenn sie nach oben und unten erfolgt. Mir erschliefit
sich immer noch nicht diese Sinnhaftigkeit, weil letzt-
endlich haben wir eine Form des Automatismus, dass
iiber den Gesetzgeber immer dann, wenn sich die Vo-
raussetzungen verdndern, eingegriffen wird, ob es zu ei-
ner Beitragserhohung oder zu einer Beitragsentlastung
kommt. Es erscheint mir jetzt deutlich sinnvoller, vor
allem wenn man jetzt hier zugehort hat im Laufe des Ta-
ges, dass es immer heifit: ,,Naja absenken, aber zum jet-
zigen Zeitpunkt? Wir miissen erst mal abwarten und gu-
cken.“ So wiére es doch eigentlich viel besser zu sagen,
man hat dann immer die Bedingungen und kann ent-
sprechend entscheiden, ob man jetzt die Beitragssen-
kung macht oder nicht. Also mir erschlieft sich einfach
der Sinn des Automatismus nicht.

Sachverstindiger Prof. Dr. Weber (Institut fiir Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesagentur fiir Ar-
beit): Ich wiirde einen starren Automatismus auch kei-
neswegs unterstiitzen, sondern einen unter Bedingun-
gen, die ich eben genannt hatte. Eine wesentliche Be-
dingung war die arbeitsmarktpolitische Handlungsfrei-
heit, also wenn man dann wirklich - wie es heilt - dis-
kretiondr von einem Automatismus aus inhaltlichen
Griinden abweichen mochte, dann soll man das auch
tun konnen. Aber als Richtschnur, da finde ich es gar
nicht unplausibel. Noch wesentlicher finde ich, dass
man den Automatismus hat, dass die Riicklage wieder
aufgebaut wird, denn das hat bisher eigentlich noch nie
wirklich verniinftig geklappt. Das zeigt, da sind die An-
reize, um das zu tun offensichtlich nicht besonders
groB}, man miisste schlieBlich die Beitrdge dafiir erho-
hen.

Sachverstindiger Prof. Dr. Bosch: Ich sehe keinerlei
wissenschaftliche Grundlage fiir einen Automatismus,
der an einer fixen Zahl orientiert ist, weil die Konjunk-
turzyklen sich nicht so gleichmaBig entwickeln, dass
man von so einer Zahl ausgehen kénnte. Da wiirde auch
ein Mechanismus nach oben der Beitragserh6hung
nichts dndern, weil der auch von der fixen Idee ausgeht
- ich wiirde sagen, das ist wirklich eine fixe Idee -, dass
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die Zyklen gleichméBig verlaufen und dass man iiber so
einen Automatismus die Bundesagentur fiir Arbeit mit
einem stabilen Haushalt versehen kann.

Vorsitzender Straubinger: Mit dem Gong wechselt das
Fragerecht zur Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BUNDNIS 90 /
DIE GRUNEN): Vielen Dank fiir die bisherigen Stellung-
nahmen. Ich habe eine Frage an Frau Hofmann vom Pa-
ritdtischen Wohlfahrtsverband. Sie schreiben in Threr
Stellungnahme, dass der Paritdtische Wohlfahrtsver-
band den Gesetzentwurf ablehnt. Kénnen Sie noch ein-
mal erldutern, was aus Threr Sicht dafiir die wichtigsten
Griinde sind?

Sachverstindige Hofmann (Deutscher Paritdtischer
Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e.V.): Der Paritéti-
sche Wohlfahrtsverband unterstiitzt den Gesetzentwurf
ausdriicklich nicht, denn damit ware eine faktische Ab-
sage an die notwendige investive und praventive Ar-
beitsmarktpolitik in der Arbeitslosenversicherung ver-
bunden, die sich derzeit vor allen Dingen dadurch zei-
gen miisste, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
im strukturellen, im digitalen Wandel und vor dem Hin-
tergrund der demografischen Herausforderung aktiv be-
gleitet werden miissten durch eine stdrkere Fort- und
Weiterbildung. Mit dem Qualifizierungschancengesetz
ist - wie das eben auch schon gesagt worden ist - ein ers-
ter geeigneter Rahmen gelegt worden, der allerdings
noch weiter entwickelt werden und der auch noch in
der Praxis mit Leben gefiillt werden muss. Es ist anders
als es eben von der FDP-Fraktion gesagt worden ist,
eben nicht so, dass Qualifizierungen schon gut méglich
sind und die Rahmenbedingungen bei den Arbeitsagen-
turen und den Jobcentern hinldnglich gelegt sind. Ich
mochte mal ein Beispiel nennen, was die Bildungsange-
bote anbelangt, die jetzt in Zeiten des Qualifizierungs-
chancengesetzes benotigt werden. Da haben wir im Mo-
ment finanzielle und organisatorische Sperren durch
die sogenannte Akkreditierungs- und Zulassungsverord-
nung Arbeitsférderung, die es meistens verhindert, dass
Kosteniiberschreitungen bei den Bildungsmafnahmen
realisiert werden konnen, die aber nétig sind, um inves-
tive Mittel zu refinanzieren fiir MaBnahmen mit digita-
len Lernkomponenten oder die es ermdoglichen wiirden,
kleine Lerngruppen zu organisieren. Das mal als Bei-
spiel genannt. Wir haben auch massive Defizite etwa bei
der Realisierung von abschlussbezogenen Fort- und
Weiterbildungen, insbesondere bei den Jobcentern aber
auch bei den Arbeitsagenturen. Die Arbeitsagenturen
beispielsweise fordern derzeit im Umfang von lediglich
4,5 % ihre Arbeitslosen im Rechtskreis des SGB III mit
einer abschlussbezogenen Fort- und Weiterbildung, ob-
wohl fast ein Drittel der Arbeitslosen auch bei den Ar-
beitsagenturen ohne Berufsabschluss sind. Und woran
liegt das? Es liegt auch an einer Vermittlungsphiloso-
phie, die besagt: Qualifizierungen sind immer noch
nachrangig gegeniiber der Vermittlung in irgendeine Ar-
beit, und vor allen Dingen die kostenintensiven ab-
schlussbezogenen Fort- und Weiterbildungen. Und hier
miissen wir ansetzen mit einer investiven und prédven-
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tiven Arbeitsmarktpolitik, die eben tiber Beitragssatz-
senkungen nicht geschmilert werden soll, sondern ge-
starkt werden muss. Weiterer wichtiger Punkt fiir unse-
ren Verband ist, dass insgesamt der Schutzschirm der
Arbeitslosenversicherung weiter gespannt werden muss,
damit die Arbeitslosenversicherung das Regelsiche-
rungssystem fiir Arbeitslose werden kann. Wir sind
nicht damit einverstanden, dass im Moment nur knapp
ein Drittel der Arbeitslosen in der Arbeitslosenversiche-
rung abgesichert ist und zwei Drittel im Hartz IV-Sys-
tem, das nicht armutsfest ist, wo die Forderbedingungen
immer noch wesentlich schlechter sind als in der Ar-
beitslosenversicherung. Es ist nicht hinzunehmen, dass
jemand, der heute in Arbeitslosigkeit rutscht, in einem
Viertel der Fille direkt ins Hartz IV-System gelangt und
nicht von der Arbeitslosenversicherung aufgefangen
wird. Deswegen wire fiir uns prioritér, auch erstmal
durch verschiedene Mafinahmen den Schutzschirm der
Arbeitslosenversicherung stiarker zu spannen, und dafiir
brauchen wir auch die entsprechende finanzielle Basis.

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BUNDNIS 90 /
DIE GRUNEN): Auch noch einmal die Betonung, dass
wir jetzt schon Probleme haben, nicht nur wegen der
zukiinftigen Entwicklung, sondern der Hinweis mit dem
ein Drittel der Arbeitslosen, die nur Arbeitslosengeld I
beziehen. Ich habe nochmal eine Nachfrage zu dem
Punkt, den Herr Bosch eben erwéhnt hat. Er hat gesagt,
MaBnahmen zur Weiterbildung wiirden nur dann zie-
hen, wenn es so etwas wie ein Weiterbildungsgeld gibt,
also eine Leistung, die hoher ist als das Arbeitslosen-
geld I bzw. das Arbeitslosengeld II. Welche Position hat
da der Paritatische Wohlfahrtsverband?

Sachverstindige Hofmann (Deutscher Paritédtischer
Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e.V.): Wir teilen
diese Einschdtzung, dass es sehr wichtig wére, gerade
fiir langere oder auch abschlussbezogene Fort- und Wei-
terbildungen Arbeitslose dadurch in die Lage zu verset-
zen, diese Weiterbildung zu realisieren, so dass ihre ma-
terielle Situation verbessert wird. Denn das Arbeitslose
gerade im Hartz IV-System auch selbst davor zurtick-
schrecken, eine abschlussbezogene Weiterbildung zu
machen, liegt auch an ihrer materiellen Situation. Wenn
sie in eine Fort- und Weiterbildung eintreten, ist das in
der Regel mit hoheren Kosten verbunden, z.B. héheren
Fahrtkosten, die dann nicht abgedeckt werden, oder ho-
here Kosten fiir auswiértige Erndhrung, beispielsweise
fiir zusétzliches Lernmaterial etc. Gerade im Bereich des
Hartz IV-Systems scheitern viele Arbeitslose daran, sich
das auch noch aufzubiirden und das materiell zu schul-
tern. Deswegen kann eine zusitzliche finanzielle Absi-
cherung in monatlich fortlaufender Form - das kann ein
Weiterbildungsgeld sein, es kann ein monatliches an-
rechnungsfreies Geld sein - entscheidend dazu beitra-
gen, mehr Menschen zu einer abschlussbezogenen Wei-
terbildung zu verhelfen.

Abgeordneter Dr. Strengmann-Kuhn (BUNDNIS 90 /
DIE GRUNEN): Ich habe noch eine Frage an Herrn
Bosch. Zu diesen 0,65 %, das ist ein einfacher Durch-
schnitt - das haben sie schon erwéahnt - {iber verschie-
dene Krisen. Kénnen Sie noch einmal erldutern, warum
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das eigentlich fiir einen Automatismus zu starr ist und
warum man da flexibler mit umgehen sollte mit so ei-
nem Wert?

Sachverstiandiger Prof. Dr. Bosch: Der entscheidende
Punkt ist, dass wir nicht in der Lage sind vorauszusa-
gen, ob die kiinftigen Krisen sich in diesem Rahmen be-
wegen. Der Indikator selbst ist sicher richtig gerechnet,
schon gerechnet, aber er ist eben nur eine Durch-
schnittsgrobe iiber drei Krisen, die alle ihre Besonder-
heiten hatten und sehr unterschiedlich im Verlauf wa-
ren. Ich habe darauf hingewiesen, dass bei der Finanz-
krise allein im Kern der Krise das Defizit bei iiber 31
Milliarden Euro lag. Damals gab es noch einen Bundes-
zuschuss, mit dem man auch rechnen miisste. Und vor
allem war es so, dass sich das Defizit noch in Grenzen
hielt, weil dann der Aufschwung relativ schnell kam.
Und wir wissen tiberhaupt nicht, ob eine kiinftige Krise
anschlieBend wieder zu so einer schnellen Erholung
fithrt. Wenn wir eine ldngere tiefe Krise mit einer ldnge-
ren Stagnation haben, dann reichen diese Maflnahmen
sowieso nicht. Ich wiirde sagen, wir haben in der Politik
inzwischen so viele feste GroBen: 40 % Sozialversiche-
rungsausgaben, Schuldenbremse. Die Politik entmiin-
digt sich selbst, wenn sie noch zusétzliche Automatis-
men einbaut, anstatt sozusagen diskretionér zu entschei-
den. Hier miisste bei einer Entscheidung iiber Beitrags-
senkung/-erh6hung natiirlich immer auch eine Aufga-
benkritik vorgenommen werden und es miisste festge-
stellt werden, ob die Tétigkeit der Bundesagentur fiir
Arbeit ausreichend wiére oder ob es ungefiillte Bedarfe
gibt. Das sind eben zwei Dinge wie die Weiterbildung,
die Weiterbildungsberatung, die Ausweitung des Krei-
ses der Versicherungsberechtigten. Da deuten sich grofe
Reformbedarfe an.

Vorsitzender Straubinger: Dann kommen wir zur freien
Runde.

Abgeordneter Dr. Rosemann (SPD): Ich hitte noch ein-
mal eine Frage an Frau Yollu-Tok. Und zwar haben Sie
vorhin deutlich gemacht, dass Sie das Thema Praven-
tion in der zukiinftigen Ausgestaltung der Arbeitsmarkt-
politik fiir zentral halten im Sinne einer Arbeitsversi-
cherung - wiirde man sagen. Und diese Arbeitsversiche-
rung soll Sicherheit, Schutz und Chancen im Wandel
gewdhrleisten. Jetzt haben wir ein Phdnomen in einer
verdnderten Arbeitswelt dahingehend, dass sich Er-
werbsformen verdndern. Deswegen wiirde ich gerne
wissen, wie aus Threr Sicht gerade mit Blick auf verdn-
derte Erwerbsformen eine solche Arbeitsversicherung
im Grundsatz ausgestaltet sein sollte? Was wére Thnen
da wichtig?

Sachverstindige Prof. Dr. Aysel Yollu-Tok: Die Mog-
lichkeit von digitalen Technologien — das haben Sie
auch schon gesagt - er6ffnen neue Moglichkeiten fiir Be-
schiftigungsfelder. Die Plattformarbeit ist eine bekannte
neue Erwerbsform, die aber vor allem von Soloselbstén-
digen und geringfiigig Beschéftigten genutzt wird. Der
versicherte Personenkreis im Rahmen einer Arbeitsver-
sicherung, der materielle und zeitliche Ressourcen fiir
Weiterbildung aus einer Arbeitsversicherung abrufen
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darf, sollte daher um diese Erwerbsform der Soloselb-
stdndigen und geringfiigig Beschéftigten erweitert wer-
den. Somit kénnten die Personengruppen beriicksichtigt
werden, die besonders von strukturellen sowie instituti-
onellen Wandel auch von dem digitalen Transformati-
onsprozess betroffen sind, entsprechend miisste dann
auch eine Beitragspflicht auf geringfiigig beschiftigte
Personen und Soloselbstdndige ausgeweitet werden.

Abgeordneter Sichert (AfD): Ganz kurz an die Frage an-
schlieBend an Frau Yollu-Tok. Kénnten Sie nochmal de-
zidiert darstellt, welche Leistungen dieser Personen-
kreis der Soloselbstdndigen und der geringfiigig Be-
schéftigten dann obendrauf bekommen sollte, also die er
jetzt momentan nicht bekommt?

Sachverstindige Prof. Dr. Yollu-Tok: Es ist ein Perso-
nenkreis, der nicht sozialversicherungspflichtig beschéf-
tigt ist und somit vom Versicherungssystem jetzt erst-
mal nicht berticksichtigt wird. Zu tiberlegen wére, ob
mit einem entsprechenden Beitragssatz diese Personen-
gruppe in das Versicherungssystem aufgenommen wird,
da miisste man nochmal iiberlegen, wie genau das aus-
gestaltet werden kann. Letztendlich haben wir nur zur
Arbeitsversicherung eine Mikrosimulation durchge-
fiihrt, daher bréuchte es weitere Berechnungen mit un-
terschiedliche Ausgestaltungsmoglichkeiten des Versi-
cherungssystems. Eine praventive Sozialpolitik im
Sinne der Arbeitsversicherung konnte aber, nach unse-
ren Berechnungen, diese Personengruppe problemlos
integrieren. Und bei diesem Thema miisste man den-
noch genau tiberlegen, wie es konkret ausgestalten wer-
den konnte, insbesondere wenn es um den Zugang zur
Weiterbildung geht, hier braucht es eine zeitliche und
finanziell Unterstiitzung.

Abgeordneter Weiler (CDU/CSU): Ich habe nochmal
eine Frage an die Bundesagentur fiir Arbeit. Sie hatten
gerade davon gesprochen, dass sie grundsétzlich eine
Auf- und Abdynamisierung befiirworten wiirden, also
ein Hoch und gleichzeitig kann es dann auch wieder
runter gehen. Frage: Wie schitzen Sie folgendes ein:
Wenn es wirklich kurzfristig zu einer Krise kdme, rei-
chen dann noch die Gelder oder wire die Flexibilitat
ausreichend, um bei einer Dynamisierung - einmal nach
oben und nach unten - entsprechend die Kurzarbeiter-
gelder und alles, was dort zu bezahlen wére, auch ent-
sprechend leisten zu konnen, auch in einer gewissen
Schnelligkeit?

Sachverstindiger Dr. Schuberth (Bundesagentur fiir Ar-
beit): So ein System miisste so aufgebaut sein, dass sie
in einer Aufschwungphase eine entsprechende Riick-
lage bis zu einer gewissen Hohe aufbauen kénnten, die
dann ausreichen miisste, um eine Abschwungphase
durch zu finanzieren. Darin liegt — glaube ich - die
Schwierigkeit, dass man die entsprechenden Stellgro-
Ben identifiziert. Eine ist hier im Raum genannt worden,
die 0,65 Prozent. Da hatte Prof. Dr. Bosch darauf hinge-
wiesen, dass das eine Komponente aus drei verschiede-
nen Krisen ist. Man kann das nur ndherungsweise ma-
chen. Wenn diese Rechnung aufgeht, dann wiirden wir
quasi antizyklisch steuern kénnen und wiirden auch
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nicht in die Situation kommen, dass wir uns iiber die
Malen verschulden miissten bzw. wenn wir uns ver-
schulden miissten, diese Beitrdge auch wieder tilgen
konnen. Ob das funktioniert, zeigt letztlich nur die Pra-
Xis.

Vorsitzender Straubinger: Ich habe keine weiteren Fra-
gen und danke somit allen ganz herzlich den Kollegin-
nen und Kollegen, vor allen Dingen auch den Sachver-
stdndigen, die uns heute mit ihrem Sachverstand zur

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

Verfiigung standen. Ich schlieBe damit die Anhérung zu
dem Gesetzentwurf. Herzlichen Dank und noch einen
schonen Tag!

Ende der Sitzung: 12:54 Uhr

19. Wahlperiode Protokoll der 55. Sitzung

vom 14. Oktober 2019

Seite 970



Personenregister

Birkwald, Matthias W. (DIE LINKE.) 955

Bosch, Prof. Dr. Gerhard 956, 957, 966, 967, 968,
969

Boss, Dr. Alfred 956, 957, 963, 964, 965

Cronenberg, Carl-Julius (FDP) 954, 957

Ferschl, Susanne (DIE LINKE.) 955, 966, 967

Hofmann, Tina (Deutscher Paritdtischer
Wohlfahrtsverband — Gesamtverband e.V.) 956,
957, 968

Jakob, Johannes (Deutscher Gewerkschaftsbund)
956, 957, 961, 963

Kober, Pascal (FDP) 955

Kramme, PStSin Anette (BMAS) 956, 958

Rosemann Dr., Martin (SPD) 955, 961, 962, 969

Riitzel, Bernd (SPD) 955, 963

Schmidt (Wetzlar), Dagmar (SPD) 955, 961, 962

Schubert, Dr. Marlene (Zentralverband des
Deutschen Handwerks e.V.) 956, 957, 959, 960,
966

Ausschuss fiir Arbeit und Soziales

Schuberth, Dr. Klaus (Bundesagentur fiir Arbeit)
956, 957, 958, 959, 960, 961, 962, 964, 965, 969

Sichert, Martin (AfD) 955, 963, 964, 969

Straubinger, Max (CDU/CSU) 954, 955, 957, 958,
961, 963, 964, 965, 966, 968, 969, 970

Strengmann-Kuhn, Dr. Wolfgang (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN) 955, 968

Vogel (Olpe), Johannes (FDP) 954, 955, 957, 965,
966

Weber, Prof. Dr. Enzo (Institut fiir Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung der Bundesagentur fiir
Arbeit) 956, 957, 961, 962, 964, 965, 966, 967

Weiler, Albert (CDU/CSU) 955, 958, 959, 969

Yollu-Tok, Prof. Dr. Aysel 956, 957, 962, 963, 969

Zenzen, Dr. Jupp (Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbdnde) 956, 957, 958,
959, 960, 966

Zimmer, Prof. Dr. Matthias (CDU/CSU) 955, 957,
958, 960, 961

19. Wahlperiode Protokoll der 55. Sitzung

vom 14. Oktober 2019

Seite 971



	Wortprotokoll
	Einziger Punkt der Tagesordnung
	CDU/CSU - Fraktion
	SPD-Fraktion
	AfD-Fraktion
	FDP-Fraktion
	Fraktion DIE LINKE.
	Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
	Freie Runde
	Personenregister

